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tionale Zusammenarbeit lösbar. EU-Beitritt
und gerechte Nord-Süd-Beziehungen sind
hier die Stichwörter.
% Grüne Politik folgt einer gesinnungslibera-
len Grundhaltung.
Bernhard Pulver meint dann aber auch, dass
eine ökoliberale Haltung sehr wohl wün-
schenswert ist und möglich sein muss.

Nun, wie sähe wohl eine ökoliberale Politik
entlang dieser Grundsätze aus? Heisst die De-
vise dann: Von allem ein bisschen weniger
fordern, als die Linksgrünen es tun? Dies
scheint mir keine nachvollziehbare Haltung.
Im neoliberalen Umfeld, in dem Politik heute
stattfindet, geht es doch nicht an, von Anfang
an in der Grundhaltung Abstriche zu ma-
chen. Im politischen Prozess mit den anderen
Parteien ist dies im Einzelfall, wenn Kompro-
misse möglich werden, immer noch eine Va-
riante. Positionen werden geschliffen, verlie-
ren eventuell Kanten und Ecken. Dies lässt
sich dann verantworten, wenn sich der Pro-
zess zumindest in die richtige Richtung be-
wegt. Positionen aber im Voraus verwässern?
Das ist Selbstzensur, die Schere im Kopf.
Oder soll der Unterschied nicht im Was, son-
dern im Wie (dem politischen Stil) liegen?
Geschäfte können nach meiner Beobachtung,
egal aus welcher Ecke sie sind, freundlich, en-
gagiert, kompetent und klar, oder aber schlud-
rig, nachlässig und grantig vertreten werden.
Es ist klar, aufwelcher Seite man sein möchte.
Klar, pointiert und anspruchsvoll in der Sa-
che, kompetent und, wenns geht, freundlich
im Stil, mit dieser Politik hat das GB Luzern,
wie mir scheint, das Mögliche erreicht.

Im November kommen endlich unsere kan-
tonalen Initiativen «Fairness bei Einbürgerun-
gen» zur Abstimmung. Für diese beiden Initia-
tiven braucht es unseren vollen Einsatz. Hier
haben wir in der Sache keine gesinnungsmäs-
sigen Kompromisse gemacht, gerade deshalb
sind die beiden Initiativen ein guter, prakti-
kabler Vorschlag zur fairen Lösung eines drin-
genden politischen Problems, echt GB.

Editorial

Die Grundsatzdiskussion neu führen?
Nach der Zürcher Abspaltung der Öko-

liberalen stellen sich viele Fragen: Was be-
inhaltet eine ökoliberale Politik und wie
unterscheidet sie sich von linksgrüner Poli-
tik? Sind die Ereignisse in Zürich eine Gele-
genheit, die Inhalte grüner Politik grund-
sätzlich zu diskutieren? Und haben wir
Luzerner Grüne eine solche Grundsatzdis-
kussion überhaupt nötig? Gibt es nicht ein
weitgehend grundlegendes Selbstverständ-
nis von grüner Politik, sodass Grundsatzdis-
kussionen nicht dauernd neu geführt wer-
den müssen? − Es wäre komfortabel, die
letzte Frage mit Ja beantworten zu können.
Ich meine, dass jene, die stark ins tagespoli-
tische Geschäft in Parlamenten und Exeku-
tiven eingebunden sind, effektiver arbeiten
können, wenn auf ein gemeinsames Ver-
ständnis gebaut werden kann.
Bernhard Pulver hat im Tages-Anzeiger
grüne Politik entlang der folgenden Gründ-
sätze skizziert:
% Grüne Politik ist ökologische Politik.
% Grüne Politik behält die soziale Verantwor-
tung als zentralen Punkt im Auge. Schutz
der Umwelt geht nicht ohne ein Engage-

ment für die Menschen. Das heisst Umvertei-
lung von Reich zu Arm. Das heisst Offenheit
für neue Bewegungen und einen sinnvollen
gesellschaftlichen Wandel.
% Grüne Politik beinhaltet deshalb auchWelt-
offenheit. In einer immer globalisierteren
Welt sind viele Probleme nur durch interna-

Rosa Rumi, Co-Präsidentin GB Kanton, Alberswil

Grüne Arbeitsgruppen – eine breite Themenpalette
Immer wieder hören wir die Frage, wie man sich im Grünen Bünd-
nis engagieren könne, ohne gleich für ein Parlament kandidieren zu
müssen. Tatsächlich: Politische Arbeit findet nicht nur in Parlamen-
ten und Kommissionen statt. Die kleinste Zelle der politischen Dis-
kussion ist wohl die Arbeitsgruppe, kurz AG genannt.
Die Themenpalette der grünen Arbeitsgruppen ist breit: Die Grup-
pen beschäftigen sich mit «handfesten» Themen wie Verkehr und
Kultur, andere wie die AG «Theorie» sind eher ein Diskussions-
forum.
Jede Gruppe lebt von den Menschen, die darin mitarbeiten und
mitdenken, und das gilt ebenso für die grünen AGs. Mitglieder sol-
len ihre eigenen Ideen und Vorlieben einbringen können. Kurz: Die
Mitarbeit in einer Arbeitsgruppe ist für neue Interessierte ein guter
Einstieg in die aktive Politik. Wir freuen uns, wenn Sie bei uns rein-
schnuppern.
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Arbeitsgruppe «Bildung und Schule»

Ein offenes Diskussionsforum
Die Gruppe ist für weitere Interessierte offen,
erwartet aber von ihnen, dass sie sich um eine
kontinuierliche Sitzungspräsenz bemühen.
(Kontakt: muellerzumstein@mydiax.ch) .
Falls dieser RundBrief am 2. September bei
seinen Leserinnen und Lesern ist, gibt es die
Möglichkeit, bereits an der nächsten Sitzung
der Arbeitsgruppe
teilzunehmen. Die
Sitzung findet am
2. September statt,
von 19.30 bis 21 .30
Uhr, im GB-Seki an
der Neustadtstr. 34
in Luzern. Thema:
Regierungsrätliche
Botschaft 52 «Schul-
entwicklung nach
2005 an den Volks-
schulen des Kan-
tons Luzern».

Barbara Zumstein, Schulpflegerin, Kriens

Interessierte aus dem Grünen Bündnis
(Schulpflegen, Stadtrat, Grossrat, Bildungstäti-
ge) treffen sich fünf Mal pro Jahr zu Fragen
rund um Bildung und Schule. Ziel der Treffen
ist es, Erfahrungen auszutauschen, kontro-
verse Fragen zu diskutieren und sich zu ver-
netzen. In einem ersten Teil gibt jeweils ein
Gruppenmitglied einen inhaltlichen Input,
so bisher geschehen zur Schulsozialarbeit, zur
Bedeutung der Weiterbildung anlässlich des
Bereichsgesetzes Berufs- und Erwachsenenbil-
dung im Kanton Luzern und zur Entwicklung
der Sekundarstufe I. Im zweiten Teil tauschen
wir uns über aktuelle Fragen aus.
Die Gruppe versteht ihre Sitzungen als Dis-
kussionsforum und will explizit keine ver-
bindlichen Stellungnahmen erarbeiten oder
Haltungen entwickeln. Der Arbeitsstil ist dem-
entsprechend lustbetont und wird oft wärend
eines Beizenbesuchs oder bei einem Essen
weitergepflegt. Bisher haben regelmässig dis-
kutiert: Thomas Thali, Roli Neyerlin, Werner
Senn, Christa Stocker, Rosa Rumi, Verena
Kleeb, Agatha Fausch und Barbara Zumstein.
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Die Arbeitsgruppe «Kultur» möchte, ange-
sichts der anstehenden konkreten Kulturde-
batten auf nationaler und kantonaler Ebene
(BV 69, neues Pro-Helvetia-Gesetz) wie auch
auf kommunaler Ebene (Kulturraumpolitik,
Projektförderung), in die Bresche springen
und ein Kultur-Leitbild formulieren, welches
anschliessend zur Diskussion gestellt wird.

Wollen Sie mithelfen, ein solches Kultur-Leit-
bild auszuarbeiten? Wir suchen auf diesem
Weg weitere Interessierte für ein erstes Tref-
fen. Melden Sie sich bitte auf dem GB-Sekre-
tariat (Telefon 041 360 79 66, lu@gruene.ch) .

Adi Blum, GB-Mitglied, Emmenbrücke

Seit 1999 hat die Schweiz einen Kulturarti-
kel in der Verfassung, dessen gesetzliche Um-
setzung aktuell diskutiert wird. Gemäss dem
ersten Kulturwirtschaftsbericht der Schweiz
erzielten im Jahr 2000 allein die rund 8' 700
steuerpflichtigen Kulturbetriebe einen Um-
satz von 17 Milliarden Franken. Aber auch in
einem nicht materiellen Sinne prägt die
Kultur unsere Wahrnehmung und unser Zu-
sammenleben entscheidend. Umso mehr er-
staunt es, dass kaum eine Partei der Schweiz
auf ein formuliertes Kulturleitbild zurückgrei-
fen kann, geschweige denn eine kohärente
Kulturpolitik pflegt.

Arbeitsgruppe «Kultur»

Ein Kultur-Leitbild formulieren
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als die SP Zürich lösen. Wenn Gleichberechti-
gung im Grünen Bündnis ernsthaft als Quer-
schnittsaufgabe behandelt werden soll − und
das wünsche ich mir − dann muss jedes politi-
sche Geschäft in jeder Arbeitsgruppe auf seine
Geschlechterrelevanz überprüft werden. Und
konsequenterweise diskutiert dann die Frau-
engruppe auch verkehrspolitische, finanzpo-
litische oder bildungspolitische Fragen − aus
Frauensicht. Ich möchte aber der geplanten
Diskussion in der Frauengruppe (30. Septem-
ber 04) nicht vorgreifen.

Frauenanliegen haben in den letzten Jahren eher
an Gewicht verloren oder sind mindestens aus
den Schlagzeilen verschwunden. Ein Erfolgs- oder
ein Alarmzeichen?
Der 10. Dezember 2003 hat auch vielen jun-
gen Frauen und Männern gezeigt, dass die
Errungenschaften der letzten 25 Jahre auf
sehr wackeligen Füssen stehen. Offenbar
braucht es ab und zu einen solchen Skandal,
um die Öffentlichkeit via Medien daran zu
erinnern, dass wir zu dem Erreichten Sorge
tragen und auf den noch nötigen Handlungs-
bedarf hinweisen müssen. Ich bin überzeugt,
dass die Kreativität von uns allen ausreicht,
um immer wieder neue Zusammenhänge zu
entdecken und daraus interessante Lösungs-
wege zu entwickeln. Die Gleichstellung und
die Geschlechterfrage überhaupt bleiben
spannende und herausfordernde Themen −
für Frauen und für Männer.

Rita Blättler, Koordinatorin der GB-Frau-
engruppe, erklärt, weshalb es die Frauen-
gruppe weiterhin braucht, und fragt das
GB, wann eine Männergruppe entsteht.

In allen Positionspapieren des GB spielt die
Gleichberechtigung der Geschlechter eine wich-
tige Rolle. Weshalb braucht es dann noch eine
GB-Frauengruppe?
Rita Blättler: Die Frage ist meiner Ansicht
nach verkehrt herum gestellt: Warum gibt es
nicht endlich eine GB-Männergruppe? Mit
diesem Vorschlag will ich keinesfalls einer
Aufsplitterung in -zig Untergruppen Vor-
schub leisten. Aber die Frage ist berechtigt,
ob nicht verschiedene Interessengruppen
von Zeit zu Zeit die verschiedensten politi-
schen Geschäfte aus ihrem Blickwinkel be-
leuchten sollten. Und dies nicht nur unter
dem Aspekt der Diskriminierung! Es ist
nun mal eine andere Sache, ob ich als
Mann, Frau, Ausländerin, als junger oder als
älterer Mensch in dieser Gesellschaft lebe.

Hast du keine Angst, dass die Anliegen der
Frauen einfach der Frauengruppe 'zugescho-

ben' werden? Andere Parteien wie die SP Zürich
haben ihre Frauengruppen wieder aufgelöst und
betrachten die Gleichberechtigung als «Quer-
schnittsaufgabe», die alle betrifft. Was hältst du
von diesem Weg?
Welches sind denn die Anliegen der Frauen?
Die Frauen (auch die GB-Frauen) sind eine
sehr heterogene Gruppe mit vielen ähnlichen
und einigen besonderenAnliegen. Es ist sicher
eine der Herausforderungen an diese Gruppe,
aus der Unterschiedlichkeit heraus gemein-
same politische Forderungen zu entwickeln.
Gleichzeitig macht dies die Frauengruppe
aber auch attraktiv und interessant. Ich habe
keine Angst, wenn «Frauenanliegen» schwer-
punktmässig bei uns diskutiert werden. Das
GB müsste aber schleunigst über die Bücher,
wenn Gleichstellungsfragen zu Frauenfragen
gemacht und in die Frauengruppe delegiert
werden. Vermutlich sind linke Frauenanlie-
gen in den meisten Fällen auch Gleichstel-
lungsanliegen. Umgekehrt geht die Glei-
chung aber nicht auf: Gleichstellungsanliegen
sind nicht nur Frauenanliegen ! Die Sache mit
der «Querschnittsaufgabe» würde ich anders
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Michael Töngi, RundBrief-Redaktion, Kriens

GB-Frauengruppe

Verschiedene Blickwinkel



Arbeitsgruppe «Verkehr»

Gegen eine strassenlastige Politik

Wie unserer eigenen Politik zu überdenken.
Grundsatzartikel und einschlägige Bücher
lesen, diskutieren, vielleicht in der Folge neue
Diskussionen anzetteln . . .

Dies und natürlich das, was du dir unter einer
AG «Theorie» vorstellst, soll hier Raum be-
kommen. Lust am Mitlesen und Mitdiskutie-
ren? Melde dich auf dem Seki (lu@gruene.ch
oder Telefon 041 360 79 66) .

Dies ist der NArbeitstitelO für eine neue Ar-
beitsgruppe. Eine Arbeitsgruppe, die es sich −
so du willst − zur Aufgabe macht, jenseits aller
Hektik des Politikalltags über Politik im wei-
testen Sinne nachzudenken und das Was und

Rosa Rumi, Co-Präsidentin GB Kanton, Alberswil

Arbeitsgruppe «Theorie»

Jenseits al ler Hektik des Alltags
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Adrian Borgula, Grossrat, Luzern

Die Probleme im Kanton Luzern sind be-
kannt − um nur einige zu nennen: eine zöger-
lich-stockende Entwicklung des öffentlichen
Verkehrs, die vom motorisierten Verkehr ver-
stopfte Stadt und Agglomeration Luzern,
teure und überzogene Strassensanierungen
wie am Schwanderholzstutz, ungenügende
Radwege, Tote und Verletzte bei Unfällen,
eine Nord-Süd-Achse, die mitten durch die
Stadt führt, und 43'000 EinwohnerInnen im
Kanton, deren Wohnungen über dem Immis-
sionsgrenzwert lärmbelastet sind. Der Verkehr
trägt wesentlich zum unverantwortbar hohen
Kohlendioxid-Ausstoss und damit zur Klima-
veränderung bei. Trotzdem sollen gemäss
kantonaler Planung via Agglomerationspro-
gramm in den nächsten Jahren 1,8 Milliarden
Franken in Strassenprojekte der Agglomera-
tion und nur 1 Milliarde Franken in öV-Pro-
jekte gesteckt werden.
Was tun? Zum Beispiel in der Arbeitsgruppe
«Verkehr» mitdenken und unser Mitglied der
grossrätlichen Verkehrskommission, Adrian
Borgula, fachlich und moralisch unterstützen.

Im Kanton Luzern stehen in nächster Zeit
wichtige Fragen und Entscheide in Sachen
Verkehr an: z. B. das Agglomerationspro-
gramm, Ausbauten für die S-Bahn (neuer
Gütschtunnel, Ausbau am Rotsee, Schienen-
anbindung Kriens), neue Autobahnan-
schlüsse (Emmen Süd, Rothenburg, Buch-
rain) und Hochlei-
stungsstrassen wie der
Südzubringer Luzern
oder die «Ceinture
Nord» von Buchrain
über Waldibrücke
nach Rothenburg. Der
grob strassenlastigen
Politik von Verwal-
tung und bürgerlichen
Parteien gilt es pfiffige
und nachhaltige Kon-
zepte entgegenzuset-
zen !
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Portemonnaie. Dass sich darunter vor allem
Frauen befinden, die auch sonst nicht auf
Rosen gebettet sind, ist besonders stossend.

Keine Benachtei l igung beim
Stel lenwechsel

Die heutige Dauer des Erwerbsersatzan-
spruchs bei Mutterschaft hängt meist davon
ab, wie lange eine Frau bei ein und demsel-
ben Arbeitgeber beschäftigt war. Diese Rege-
lung hat zur Folge, dass viele Frauen, die sich
in absehbarer Zeit den Wunsch eines eigenen
Kindes erfüllen wollen, auf einen Stellen-
wechsel verzichten (müssen) . Mit der Revi-
sion der Erwerbsersatzordnung wird auch die-
ses Hindernis aus dem Weg geräumt. Zudem
wird ein möglicher Diskriminierungsgrund
beseitigt. Jüngere Frauen müssen also nicht
länger befürchten, zu schlechten Risiken ab-
gestempelt und bei der Stellensuche benach-
teiligt zu werden.

Arbeitgeber finanziel l entlasten
Viele Arbeitgeber bezahlen schon heute Mut-
terschaftsleistungen. Wenn nach der Revision
alle erwerbstätigen Mütter Anrecht auf einen
14-wöchigen Erwerbsersatz haben, werden die
Kosten für den bezahlten Mutterschaftsurlaub
von den Arbeitnehmenden und den Arbeit-
gebenden je zur Hälfte finanziert und die Ar-
beitgeber jährlich um mindestens 100 Millio-
nen Franken entlastet. Die Lohnfortzahlung
wird über die EO-Kasse finanziert. In diese
zahlen alle Erwerbstätigen ein. Es ist also nur
gerecht, dass auch Frauen bei Mutterschaft
einen Erwerbsersatz erhalten.

Das Luzerner Komitee
Im Kanton Luzern hat sich ein breit abge-
stütztes Komitee gebildet. Die Komiteemit-
glieder, bestehend aus CVP-Frauen Luzern,
CSP, Grünes Bündnis, FDP-Frauen Kanton
Luzern, Frauenhaus Luzern, Frauenzentrale
Luzern, Frauenkommission der evang.-ref.
Kirche, Kommission für die Gleichstellung
von Frau und Mann, JCVP, Junge Grüne,
JUSO, Kaufmännischer Verband Luzern, LGB,
Schweizerischer Katholischer Frauenbund
Luzern, SP Kanton Luzern, empfehlen ein JA
zur Änderung des Erwerbsersatzgesetzes (für
Dienstleistende und bei Mutterschaft) .

Nach bald sechzig Jahren

Mutter schafft's!
Am 26. September soll der Verfassungs-

auftrag für eine Mutterschaftsversicherung
nach bald sechzigJahren endlich umgesetzt
werden. Der Mutterschaftsurlaub ist gesell-
schaftspolitisch überfällig, wirtschafts- und
familienfreundlich. Erwerbstätige Mütter
sollen während 14 Wochen eine Entschädi-
gung von 80 % des Einkommens erhalten.

Ein guter Start für jedes Kind
Alle Kinder sollen einen guten Start ins Leben
haben. Ihre Mütter können sich in den ersten
Wochen nach der Geburt ohne finanzielle
Sorgen dem Kind zuwenden. Eine garantierte
Lohnfortzahlung von 14 Wochen bringt
eine markante Verbesserung und eine ge-
samtschweizerische Lösung für erwerbstä-
tige Frauen.
Ein positives Signal für die Famil ie
Die Geburtenrate in der Schweiz ist tief
und sinkt weiter. Immer mehr junge Paare
verzichten auf Kinder. Dies vor allem, weil
sie Beruf und Familie nicht miteinander
vereinbaren können. Ein Ja zum bezahlten

Mutterschaftsurlaub ist ein wichtiges Signal
für eine zukunftsgerichtete Familienpolitik.

Schl iessen wir diese Gesetzeslücke
Alle Mütter, die im Verlauf ihrer Schwanger-

schaft mindestens
fünf Monate erwerb-
stätig waren, haben
künftig während 14
Wochen nach der Ge-
burt Anrecht auf eine
Lohnfortzahlung von
80 Prozent des versi-
cherten Lohnes. Da-
mit wird eine stos-
sende Gesetzeslücke
geschlossen. Während
die einen Frauen
schon heute Anrecht
auf einen mindestens
14-wöchigen bezahl-
ten Mutterschaftsur-
laub haben, reisst bei
beinahe der Hälfte der
Mütter eine Geburt
ein riesiges Loch ins

Lotti Marti-Schindler, Sekretärin SP Kanton Luzern, Luzern

Abstimmungsparole
Änderung des Erwerbsersatzgesetzes (für
Dienstleistende und bei Mutterschaft)

JA
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Eidgenössische Volksinitiative «Postdienste für alle»

Service public gewährleisten
Louis Schelbert, Grossrat, Luzern

Am 26. September stimmen wir über die
eidgenössische Volksinitiative «Postdienste
für alle» ab. Die Initiative hat Chancen und
verdient ein Ja.
Die Post ist ein wesentlicher Teil des Service
public. Alle brauchen die Post, und ihre
Dienste müssen überall in einer vernünftigen
Distanz zur Verfügung stehen. Das ist heute
zunehmend weniger gewährleistet. Wie in an-
deren Bereichen hat auch hier mit der be-
trieblichen Verselbstständigung der Druck zu-
genommen, profitabel arbeiten zu müssen.
Das ist allerdings nicht möglich, wenn die
Preise auch noch erschwinglich sein sollen.

GB für gutes Poststel lennetz
Schon vor vier Jahr Jahren hat Gaby Müller
im Grossen Rat ein Postulat einge-
reicht und teilweise durchge-
bracht, das von der Regierung
einen höheren Einsatz zur
Erhaltung des Poststellen-
netzes verlangte. Acht
städtische Filialen stan-
den zur Disposition und
noch viel mehr auf der
Landschaft. Im Interesse
einer ausgeglichenen und
nachhaltigen Entwicklung
unseres Kantons verlangte
das Postulat eine «ausrei-
chende dezentrale Grundversor-
gung auf mindestens dem heutigen
Niveau».
Zwar hat die Post seither die extremste Aus-
dünnung des Filialnetzes zurückgenommen,
aber immer noch sollen in der Stadt allein auf
dem linken Ufer drei Poststellen geschlossen
werden: Kreuzstutz, Tribschen und Hubel-
matt. Dagegen regt sich − auch unterstützt
vom GB − zu Recht Widerstand. So lassen sich
die Kundenbedürfnisse nicht optimal befrie-
digen. Wer verhindern will, dass diese und
weitere Poststellen im Kanton schliessen,
muss daher der Volksinitiative zustimmen.

Abstimmungsparole
Volksinitiative «Postdienste für alle»

JA

Postdienste für al le
Die eidgenössische Initiative «Postdienste für
alle» kam dank des Efforts der Gewerkschaft
Kommunikation und von Konsumentenorga-
nisationen innert weniger Monate zu Stande.
Sie verlangt Folgendes:
% eine garantierte Grundversorgungmit Post-
diensten, entsprechend den Bedürfnissen der
Bevölkerung,
% ein flächendeckendes Poststellennetz,
% Mitbestimmung der Gemeinden über die
Zukunft der Poststellen (auf Gesetzes- oder
Verordnungsstufe),
% Finanzielle Abgeltung durch den Bund, falls
die Grundversorgung nicht durch Einnah-
men und Gebühren getragen werden kann
(Rückversicherung) .

Diese Forderungen sind wichtig
und sie sind erfüllbar. Vor al-
lem helfen sie zu sichern,
dass die Poststellen für
alle Menschen in einer
vernünftigen Distanz
erreichbar sind. Selbst-
verständlich wird da-
mit auch dazu beige-
tragen, dass Arbeitsplätze
erhalten bleiben. Die Post
gehört zu einer intakten
Infrastruktur von Dörfern

und Quartieren wie eine
Schule oder ein Laden. Wird in

diesen Bereichen abgebaut, wandern
die Menschen ab: Wo sich die alltäglichen
Geschäfte nicht mehr erledigen lassen, ist
kein Bleiben.

Auch pol itische Bedeutung
Neben der sachlichen Ebene ist aber auch die
politische zu beachten. Die Initiative ist ein
Signal gegen eine neoliberale Politik, die ganz
allgemein dem Service public an den Kragen
will. Spitäler, Schulen, Post, Bahn − alle staatli-
chen Dienstleistungen stehen im Schussfeld
der Deregulierer und Liberalisierer. Die Aus-
einandersetzungen darüber werden uns auch
künftig beschäftigen. Mit einem (weiteren)
Volksentscheid für den Service public im Rük-
ken lassen sich die weiteren Debatten aber ge-
lassener führen.



Cécile Bühlmann, Nationalrätin, Luzern

Immer wieder hören und lesen wir von
fadenscheinigen, ja skandalösen Ablehnun-
gen von Einbürgerungsgesuchen und im-
mer wieder liefern Einbürgerungsverfahren
in gewissen Gemeinden und Kantonen An-
lass zu Kritik und Polemik. Statt endlich die
seit Jahren hier lebenden Eingewanderten
rascher und fairer einzubürgern, haben
sich infolge des politischen Rechtsrutsches
die Fronten in den letztenJahren eher noch
verhärtet, mindestens in einigen Kantonen
der Deutschschweiz. Mit der Abstimmung
vom 26. September soll jetzt wenigstens für
Kinder und Jugendliche ein Schritt in eine

bessere Zukunft getan werden. Sie sollen
erleichtert eingebürgert werden. Nur
schade, dass die Einbürgerungsinitiativen
des GB nicht am gleichen Tag zur Abstim-
mung gelangen!

Der steinige Weg zum roten Pass
In den 70er-Jahren haben wir über den
Film «Die Schweizermacher» mit Emil
Steinberger gelacht. Weit weg davon sind
wir auch heute nicht. Wer sich einbürgern
lassen will, braucht Geduld, Geld und eine

dicke Haut. Die Schweiz hat tatsächlich das
langwierigste, teuerste, und hindernisreichste
Einbürgerungsverfahren von ganz Europa.
Das betrifft einmal die Frist bis zur Einbürge-
rung, sie beträgt zwölf Jahre und liegt damit
weit über dem europäischen Mittel von sechs
bis sieben Jahren. Und es gibt Gemeinden
wie Emmen, die die Leute nach der Einrei-
chung eines Gesuchs bis zu sechs, acht Jahren
auf einen Entscheid warten lassen ! Das kann
man nur mit AusländerInnen, mit Leuten
ohne Lobby machen ! Im Weiteren ist die Ein-
bürgerungssumme je nach Gemeinde oder
Kanton unterschiedlich hoch und kann bis
zum Betrag einer Jahressteuer gehen. Ein
Rechtsanspruch auf Einbürgerung existiert
ebenfalls nicht. Es werden immer wieder Ge-
suche in diskriminierender oder willkürlicher
Art undWeise abgelehnt. Hier hat das Bundes-
gericht im letzten Sommer ein Meilensteinur-
teil gefällt: Eine Serie von ablehnenden Ur-
nenentscheiden in Emmen, die alle aus dem
Balkan stammende GesuchsstellerInnen be-
trafen, beurteilte das Bundesgericht als diskri-
minierend und damit als die Bundesverfas-

sung verletzend. Ein Aufschrei ging durch die
Reihen der rechten Politiker, nicht nur durch
solche der SVP, der Luzerner CVP-Präsident
Ruedi Lustenberger verstieg sich gar dazu,
über den Richterstaat zu schwadronieren.

Seither sind verschiedene parlamentarische
Vorstösse und Standesinitiativen eingegan-
gen, die alle dem Bundesgericht «die Schnüre
eintun» wollen. Sie laufen alle darauf hinaus,
dass die Gemeinden abschliessend entschei-
den können sollen, ohne dass eine Überprü-
fung des Entscheides durch eine richterliche
Behörde stattfinden kann. Damit will man
das verfassungsmässig garantierte Recht auf
das Verbot der Willkür und der Diskriminie-
rung bei staatlichem Handeln − und Einbür-
gerungen sind staatliches Handeln − ausser
Kraft setzen. Ziemlich ungeheuerlich ! Aber
nachdem die SVP das Thema jetzt jahrelang
propagandistisch bearbeitet und aufgeheizt
hat, werden solche Standesinitiativen in den
Kantonsparlamenten mehrheitsfähig, das ist
das Bedrohliche daran. Wie das Parlament in
Bern dazu Stellung nehmen wird, ist noch of-
fen, auf jeden Fall wäre ein Sieg am 26. Sep-

Eidg. Abstimmung vom 26 . 9 .04 : Einbürgerung . . .

. . . und sie bewegt sich doch!

RundBrief Mitte August 2004
8

Ab
st
im

m
un

g



RundBrief Mitte August 2004
9

A
bs

tim
m

un
g

Abstimmungsparolen
Bundesbeschluss über die ordentliche
Einbürgerung sowie über die erleichterte
Einbürgerung junger AusländerInnen der
zweiten Generation

JA
Bundesbeschluss über den Bürgerrechts-
erwerb von AusländerInnen der dritten
Generation

JA

tember sehr hilfreich, um diese Verschär-
fungsversuche eher abwenden zu können.

Die Folge: eine verzerrte Statistik
Das hürdenreiche Verfahren hat zur Folge,
dass die Einbürgerungsquote der Schweiz die
tiefste Europas ist. Diese Quote errechnet
man aus der Zahl der Einbürgerungen eines
Jahres im Verhältnis zur ganzen Zahl der aus-
ländischen Bevölkerung. Im Jahr 2003 gab es
bei einer ausländischen Bevölkerung von 1,5
Millionen nur 37'000 Einbürgerungen, das
macht eine Quote von 2,5 %. Wenn man be-
denkt, dass von den 1,5 Millionen 350'000
Personen schon in der Schweiz geboren sind
und dass insgesamt 740'000 Personen die
Einbürgerungsvoraussetzungen erfüllen, sind
37'000 Einbürgerungen sehr wenig. Die Folge
davon ist, dass die Eingewanderten während
Jahrzehnten als AusländerInnen in unseren
Bevölkerungsstatistiken erscheinen. Die mei-
sten europäischen Länder bürgern durch-
schnittlich doppelt so schnell ein wie die
Schweiz, das heisst, dass bei einer analogen
Einbürgerungspraxis unser Ausländeranteil
von 20 Prozent stark reduziert würde und wir
uns den anderen Staaten annähern würden.
Der so hoch gehaltene Ausländeranteil lässt
sich politisch immer wieder als Argument für
neue Abwehrmassnahmen gegen die «Über-
fremdung» verwenden, wie wir es bei der Ab-
stimmung über die 18 %-Initiative vor zwei
Jahren erlebt haben.

Darum geht es am 26. September
Wir werden diesen Herbst über zwei Verfas-
sungsvorlagen abstimmen können, die einen
Quantensprung in der Einbürgerungspolitik
der Schweiz bedeuten. Die erste Vorlage be-
trifft die erleichterte Einbürgerung der Zwei-
ten Generation und die zweite Vorlage die au-
tomatische Verleihung der Staatsbürgerschaft
bei der Geburt für Kinder der Dritten Genera-
tion. Da es sich um Verfassungsbestimmun-
gen handelt, brauchen beide die Zustimmung
von Volk und Ständen, eine ähnliche Vorlage
ist in den 90-er Jahren am Ständemehr knapp
gescheitert.
Die Folgegesetzgebung liegt bereits vor, nach
Annahme der Verfassungsänderungen be-
ginnt die dreimonatige Referendumsfrist zu
laufen. In diesen Gesetzen ist beschrieben,
was die neuen Bestimmungen genau bedeu-
ten. Zweite Generation heisst, dass diese Ju-
gendlichen mindestens fünf Jahre ihrer
Schulzeit in der Schweiz absolviert haben
müssen, dass sie eine Landessprache beherr-
schen müssen, dass sie gut integriert und gut
beleumundet sein müssen. Dann können sie
im Alter zwischen 14 und 24 erleichtert einge-
bürgert werden. Die Dritte Generation sind
Kinder, bei denen mindestens ein Elternteil

Angehöriger der Zweiten Generation sein
muss, ihnen wird bei der Geburt die schwei-
zerische Staatsbürgerschaft verliehen. Das
betrifft pro Jahr rund 3'500 bis 4'000 Kinder.
Die Eltern haben ein Widerrufsrecht, das
Kind seinerseits kann bei seiner Volljährigkeit
den Entscheid der Eltern widerrufen und
erhält dann die Schweizer Staatsbürgerschaft.
Im Weiteren ist in der Gesetzesvorlage die
Verkürzung der Frist auf acht Jahre vorgese-
hen, und die Gemeinden dürfen nicht mehr
als 3-Jahres-FristenWohnsitz in der Gemeinde
verlangen. Bereits beschlossen und ohne Re-
ferendum gültig ist die Abschaffung der Ein-
kaufssumme. Diese Änderung wird nächstens
in Kraft gesetzt werden.
Der Bundesrat und die grosse Mehrheit der
Parlamentes stimmten der Vorlage zu, nur die
SVP stimmte dagegen. Leider ist kein Geld für
eine Kampagne vorhanden, und der zustän-
dige Bundesrat Blocher redet lieber über ille-
gale und kriminelle Ausländer, als dass er sich
im Namen des Bundesrates für die Einbürge-
rung der Secondos und Secondas stark ma-
chen würde. Auch die
anhaltende Debatte
über jugendliche Ra-
ser aus dem Balkan ist
der Stimmung zu
Gunsten der Vorlage
nicht gerade förder-
lich. Die Abstimmung
ist noch nicht gewon-
nen − unser Engage-
ment ist nötig und
wichtig !
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Kantonale Einbürgerungsinitiativen

Keine Gnade im Grossen Rat
müsste, dass die Verfassung und das Recht auf
ein faires Verfahren zwingend eine sachliche
Begründung verlangen. Auch an Gemeinde-
versammlungen wurden in verschiedensten
Gemeinden Gesuche ohne Grund und teil-
weise ohne Diskussion abgelehnt, oder es
wurden haarsträubende Begründungen vor-
gebracht wie «allgemeines Unbehagen gegen-
über Einbürgerungen».
Trotz all dieser Vorfälle wurde die Initiative
im Grossen Rat deutlich zur Ablehnung em-
pfohlen. Ausser der geschlossenen Linken und
zwei unentwegten CVP-Frauen (zu deren Mut
wir nur gratulieren können) lehnten sämtli-
che GrossrätInnen die Initiative ab. Dagegen
halfen auch die besten Argumente nichts .
Weder die immer häufiger werdenden − und
sehr berechtigten und aussichtsreichen −
Beschwerden von grundlos nicht Eingebür-
gerten noch die durchaus sehr positiven Er-
fahrungen von Gemeinden mit Einbürge-
rungskommission konnten die vorgefassten
Meinungen ändern. Es wurde in Verkennung
der Realität sogar argumentiert, ausser viel-
leicht in Emmen liefen die Einbürgerungen ja
in allen Gemeinden problemlos.

«Wäre die beste Lösung»
Dies ärgerte uns umso mehr, als hinter vorge-
haltener Hand von verschiedener Seite zu hö-
ren war, dass unser Vorschlag ja schon das
richtige Verfahren sei und wohl in zehn bis
zwanzig Jahren auch umgesetzt werde − heute

Patrick Graf, GB-Grossrat, Kriens

Mitte Juni wurden unsere beiden Einbür-
gerungsinitiativen «Für einheitliche Einbür-
gerungen» und «Für überprüfbare Einbür-
gerungen» im Grossen Rat behandelt. Lei-
der war die Unterstützung so gering, wie
sich das schon in der vorbereitenden Staats-
politischen Kommission (SPK) abgezeichnet
hat:Während die SP unsere Initiativen ohne
Wenn und Aber und mit Engagement un-
terstützte, wurden sie von allen bürgerli-
chen Fraktionen vehement bekämpft.

Sachl ich begründete Entscheide
Die Initiative «für einheitliche Einbürgerun-
gen» wurde als erste behandelt: Einbürgerun-
gen sollen durch den Gemeinderat oder
eine Einbürgerungskommission vorgenom-
men werden. Damit würde das Gremium
entscheiden, welches mit den Gesuchstel-
lenden ein Gespräch führt, und das über
alle notwendigen Informationen für einen
sachlich begründeten Entscheid verfügt.
Entscheide an Gemeindeversammlungen
und im Parlament wären nicht möglich.
Die letzten Wochen haben erneut gezeigt,
wie notwendig diese Initiative ist. So wurde
im Littauer Einwohnerrat ein Gesuch gegen

den Willen des Gemeinderates abgelehnt,
ohne dass ein Grund ersichtlich war und
ohne dass sich überhaupt jemand zu Wort
meldete. Auch nach der Abstimmung wurde
keine Begründung genannt − obwohl nach
dem Bundesgerichtsentscheid allen klar sein
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Oeko-Hotel
Gruebisbalm/Rigi
Unser ökologisches Hotel liegt idyl-

lisch gelegen an der autofreien Rigi-Süd-
seite. Das Hotel ist baubiologisch renoviert,

und wir nutzen die Sonne für Strom undWarmwas-
ser. In unserer Küche kochen wir frische und natürliche
vegetarische und nicht vegetarische biologische Voll-
wert-Speisen.
Bei uns können Sie angenehme Ferientage verbringen,
Kurse und Tagungen durchführen oder auch Feste
feiern. Als familienfreundliches Hotel übernachten bei
uns Kinder bis 14 gratis im Zimmer der Eltern.
Im Sommer ist die Rigi ein herrliches Wandergebiet,
und imWinter ist das Skigebiet mit den Rigi-Bahnen be-
quem erreichbar.
Hotel Gruebisbalm/Rigi, Familie Schaub
6354 Vitznau, Tel. 041 -397 16 81 , Fax 041 -397 21 70
email: oeko-hotel-gruebisbalm-rigi@bluewin.ch
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sei einfach die Zeit noch nicht reif dazu. So
gross ist also bereits die Angst vor der SVP !
Immerhin bestärken uns solche Aussagen im
Wissen, dass wir auf dem richtigen Weg sind.
Dies zeigen auch die immer zahlreicheren Ge-
meinden, welche das von uns vorgeschlagene
Verfahren mit einer Einbürgerungskommis-
sion einführen wollen: In Horw hat das Volk
schon dazu Ja gesagt. In Kriens steht die Ab-
stimmung im September an − und ausser der
SVP sind alle Parteien dafür. Und auch in
Malters und Emmen geht die Diskussion klar
in diese Richtung, was besonders in Emmen
nach der langen Leidensgeschichte ein erfreu-
liches Zeichen ist.

I n itiative «für überprüfbare
Einbürgerungen»

Einen noch schwereren Stand hatte die Initia-
tive «für überprüfbare Einbürgerungen», wel-
che die Möglichkeit einer Verwaltungsge-
richtsbeschwerde für ablehnende Einbürge-
rungsentscheide einführen will. Damit würde
im Gegensatz zur heute möglichen Gemein-
debeschwerde ein unabhängiges Gericht und
nicht eine politische Instanz entscheiden,
und das Gericht könnte einen Entscheid rich-
tig stellen und nicht nur an die Gemeinde
«zurückschicken» (welche dann mit grosser
Wahrscheinlichkeit wieder gleich entschei-
den würde) .
Die Schimpftiraden der bürgerlichen Mehr-
heit «gegen den Richterstaat» und die Forde-
rungen nach «uneingeschränkter Demokra-
tie» überschritten meiner Meinung nach die
Grenze eines rechtsstaatlichen Staatsverständ-
nisses. Sie zeigen, dass rechtsstaatliche Prinzi-
pien − und die Gewaltentrennung als Grund-
lage jeder Demokratie − auch in der Schweiz
immer wieder neu verteidigt werden müssen,
nicht nur im Berlusconi-Italien. Entspre-
chend wurde auch diese Initiative mit dem
praktisch gleichen Abstimmungsresultat zur
Ablehnung empfohlen.

Gegenvorschlag der Regierung
chancenlos

Am stärksten enttäuschte mich persönlich die
Haltung der bürgerlichen Mehrheit zum Ge-
genvorschlag der Regierung. Dieser bleibt
zwar auf halbemWeg stecken und löst bei uns
keine Begeisterungsstürme aus. Er ist aber das
absolute Minimum zur Umsetzung des Bun-
desgerichtsentscheides. Immerhin könnten
gemäss dem Gegenvorschlag Einbürgerungs-
gesuche an Gemeindeversammlungen nur
mit einem sachlich begründeten Antrag abge-
lehnt werden. Dieser Vorschlag entspricht der
momentanen Situation im (nicht gerade ein-
bürgerungsfreundlichen) Kanton Schwyz und
wurde von der Mehrheit der Luzerner Ge-
meinden in der Vernehmlassung begrüsst.

Bei CVP, FDP und SVP hatte aber nicht ein-
mal dieser Minimalvorschlag eine Chance −
sie wollten nicht einmal darüber diskutieren
und lehnten es darum ab, überhaupt darauf
einzutreten. Immerhin ist nach der «Beerdi-
gung» des Gegenvorschlages nun die Aus-
gangslage für die Abstimmung klar, und die
Chancen unserer Initiativen dürften dadurch
eher gestiegen sein.

Termin scheinhei l ig verschoben
Ohne Gegenvorschlag erübrigt sich nun die
zweite Lesung im Parlament (über Gesetze
muss zweimal beraten werden − über Initia-
tivempfehlungen nur einmal). Wir erwarteten
deshalb selbstverständlich, dass über unsere
Initiativen am nächstmöglichen Zeitpunkt
im September abgestimmt werde. Dies umso
mehr, als die Behandlung im Grossen Rat zu-
vor mit wenig stichhaltigen Argumenten um
ein Jahr verschoben worden war. Zudem wird
im September über zwei Einbürgerungsvorla-
gen auf Bundesebene abgestimmt.
Der Regierungsrat hat leider beschlossen, dass
erst Ende November über die beiden Initiati-
ven abgestimmt werden soll. Als Grund wurde
genannt, dass die Regierung vor den Sommer-
ferien nicht mehr genug Zeit habe, um über
das Abstimmungsbüchlein zu entscheiden.
Dies ganz im Gegensatz zur Sterilgutabstim-
mung vor zwei Jahren, als dies problemlos
möglich war und wir unseren Text zum Ab-
stimmungsbüchlein sogar vor Ablauf der
Referendumsfrist einreichen sollten !
Die Wahrheit dürfte sein, dass mit den ge-
trennten Abstimmungsterminen der Abstim-
mungskampf der Regierungsmehrheitspar-
teien CVP und FDP einfacher wird. Zu den
beiden Einbürgerungsvorlagen auf Bundes-
ebene empfehlen sie bekanntlich (ohne En-
gagement) ein Ja, und da wäre ein gleichzeiti-
ges Nein zu unseren kantonalen Initiativen
wohl schwieriger zu vermitteln gewesen.

Kein einfacher Abstimmungskampf
Für uns dürfte der Abstimmungskampf da-
durch eher schwieriger werden. Nun müssen
wir zweimal kurz nacheinander zum Thema
Einbürgerungen eine Kampagne führen. Und
noch schwieriger dürfte es werden, falls im
September die Bundesvorlagen abgelehnt
werden sollten.
Trotzdem: Die guten Argumente sprechen für
uns und unsere Initiativen. Und die Diskus-
sionen in einzelnen Gemeinden geben uns
hoffentlich noch etwas Rückenwind (Horwer
Einführung und Krienser Volksabstimmung
im September, Diskussionen in Emmen,
Malters etc.) . Wir werden auf jeden Fall versu-
chen, das Optimum aus der Situation heraus-
zuholen. Und dabei ist jede Mithilfe höchst
willkommen.
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Gegen den unsinnigen Spardruck
Die Initative als Mittel

Auf Einladung des Gewerkschaftsbundes und
ihres Sekretärs Louis Schelbert haben sich un-
zählige Organisationen unter dem Dach der
«Plattform Luzern» zusammengefunden −
eine überparteiliche Organisation, die gegen
den unsinnigen Leistungsabbau kämpft. Die
darin vertretenen Personalverbände, Umwelt-
organisationen, Gewerkschaften und Parteien
lancieren zusammen eine Initiative. Sie ver-
langt, dass künftig gegen das kantonale Bud-
get das Referendum ergriffen werden kann.
Damit erhalten die Verbände und Parteien
ein wichtiges Instrument, um gegen die mas-
sive Abbaupolitik des Kantons politisch vorge-
hen zu können.

Sofort unterschreiben!
Das Grüne Bündnis ist seit Beginn Mitglied
der «Plattform Luzern» und unterstützt aktiv
die Lancierung dieser Initiative. Deshalb liegt
diesem RundBrief auch ein Unterschriften-
bogen bei. Wir bitten alle, diesen auszufüllen
und sofort zurückzuschicken: Der Zeitplan ist
sehr ehrgeizig, denn die Initiative soll noch
vor der Budgetdebatte des Grossen Rates ein-
gereicht werden, faktisch bleibt also nur bis
Ende September Zeit zum Unterschriftensam-
meln.

RundBrief-Redaktion

Jetzt formiert sich breiter Widerstand ge-
gen die Abbaupolitik des Kantons. Mit einer
Initiative soll die Mitsprache der Bevölke-
rung in Finanzfragen gesichert werden. Das
GB sammelt mit − mit der Unterstützung
der RundBrief-LeserInnen.
Im Kanton Luzern folgt ein Sparpaket dem
anderen. Das Nein der Bevölkerung zum Steu-
erpaket und eine Petition mit 30'000 Unter-
schriften gegen den unsinnigen Leistungsab-
bau liessen Regierung und Parlament kalt. Sie
ziehen ihre Sparübungen weiter durch − bis
zum Jahr 2007 soll sich der Luzerner Steuer-
fuss dem schweizerischen Mittel annähern
und gleichzeitig die Schulden abgebaut wer-
den. Das heisst konkret: Es muss nochmals
massiv mehr gespart werden.

Unmässige Sparübungen
Dabei hat das Parlament heute weit gehend
freie Hand: Weil die meisten Sparübungen
keine Gesetzesänderungen benötigen, kön-
nen gegen sie auch keine Referenden ergrif-
fen werden. Oftmals werden auf diese Weise
hohe Millionenbeträge gestrichen, ohne dass
die Bevölkerung zu den meisten Sparschnit-
ten etwas sagen kann. Auch deshalb nicht,
weil gegen das Budget des Kantons keine Refe-
renden möglich ist. Hier kann noch so viel
gekürzt werden, die Betroffenen haben dies
zu schlucken.
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Nach rund zwei Jahren Arbeit − und
von der Öffentlichkeit weit gehend unbe-
achtet − hat die Verfassungskommission im
Mai dem Regierungsrat ihren fertigen Ent-
wurf überreicht. Ein drei Zentimeter dicker
Wälzer aufA4-Papier. Der Regierungsrat hat
nun beschlossen, den Entwurf, so wie er aus
der Kommission kam, in die Vernehmlas-
sung zu geben.
Mit der Eröffnung der Vernehmlassung Ende
August könnte nun die von der Projektleitung
vollmundig immer wieder angekündigte
«breite Diskussion in der Bevölkerung» begin-
nen. Und auch wenn die Volksabstimmung
frühestens in zwei Jahren stattfinden wird, so
stellt sich für uns jetzt die Frage nach der
Beurteilung des Entwurfs aus grüner Sicht.

Ein mutloser Entwurf
Meine persönliche Beurteilung kann ich viel-
leicht in einem Satz zusammenfassen: Es
hätte schlimmer kommen können . . . Damit
sind schon die negativen Seiten des Verfas-
sungsentwurfs angedeutet: Es handelt sich
nach meiner Meinung um einen mutlosen,
ideenlosen, lustlosen Entwurf, der sich vor

allem an dem festhält, was ohnehin schon
durch die Bundesverfassung garantiert wird.
Eigene kantonale Akzente wurden praktisch
nicht gesetzt, so wurde es von der Kommis-
sion generell abgelehnt, über das Bundesrecht
hinausgehende kantonale Grundrechte zu
formulieren, eine Möglichkeit, die z. B. der
Verfassungsrat in Zürich stark genutzt hat. Bei
den Staatszielen und Staatsaufgaben wollte
man sich lieber nicht auf Forderungen wie
Gleichstellung oder ein die Existenz sichern-
des Einkommen einlassen; auch bei Themen
wie Regionalstrukturen, Zentrumslasten,
Wildwuchs bei Zweckverbänden und eine
etwas kontrolliertere und strukturiertere
Zusammenarbeit der Gemeinden sah die
Kommission keinen Handlungsbedarf.

Einige gute Ansätze
Trotzdem gibt es auch einige positive
Punkte im Entwurf: Das Ausländerstimm-
recht ist immerhin als Variante in den Ent-
wurf aufgenommen worden, beim Bürger-
recht fand die generelle Schaffung von Ein-
bürgerungskommissionen Zustimmung.
Bei Referenden und Initiativen gab es wenig-
stens keine Verschlechterung bei den Fristen
und Unterschriftenzahlen, neu soll das Kon-
struktive Referendum eingeführt werden.
Und für die Neuordnung der Wahlkreise
wurde eine Grundlage geschaffen, die viel-
leicht einmal dazu führt, dass sich auch im
Entlebuch GB-Kandidaturen lohnen. Und
schliesslich konnte man sich auf eine Präam-
bel einigen, die ganz ohne moralische Anru-
fungen auskommt.

Alle könne sich äussern!
Das Grüne Bündnis wird zum Entwurf im
Laufe des Herbstes ausführlich Stellung neh-
men. Wer Lust hat, in der Vernehmlassungs-
gruppe mitzuarbeiten, soll sich bitte beim
Seki melden. Jede und jeder kann sich per-
sönlich und punktuell zum Entwurf äussern.
Die Vernehmlassungsunterlagen können ab
Ende August bestellt werden. (Vorbestellung
und Download ist jetzt schon möglich unter:
www.neueverfassung.lu.ch) .

Eine neue Verfassung für den Kanton Luzern

Entwurf geht in die Vernehmlassung
Monika Clalüna, Mitglied der Verfassungskommission, Horw
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Mark Schmid, Sprecher des Initiativkomitees, Luzern

Stromrappen-Initiative

Die Bank noch ein Stück verlängert
nicht. Sie hat all ihre verlangten Abklärungen
ins Pfefferland geschickt und den Stadtrat auf-
gefordert, einen neuen Bericht und Antrag
auszuarbeiten, der dann im 2005 wieder die
Urfassung als Initiative zur Abstimmung
bringt. Nicht zu denken, was passiert, wenn
das Anliegen eine Mehrheit beim Volk findet.
Dann müsste der Stadtrat wieder einen Be-
richt und Antrag zuhanden des Parlaments
ausarbeiten, wie er die Sache umzusetzen ge-
denkt (was ja alles jetzt bereits vorgelegt hat) .
Und darob könnte man dann der langen
Bank noch ein paar Stücke anhängen . . .

Fazit
Es wäre uns eine Mehrheit des Grossstadtrats
zu wünschen, die mindestens die Grösse hat,
offen ihre Haltung zu von ihr unerwünschten
Anliegen auszusprechen und eine öffentliche
Auseinandersetzung in einer Volksabstim-
mung zu ermöglichen.

Die Stromrappen-Initiative hat die gute
Chance, zu dem Volksbegehren in der Stadt
Luzern zu werden, das am längsten hinaus-
geschoben, verzögert, vielfach durch Gut-
achten in Frage gestellt, dann aber rechtlich
bestätigt und untermauert wurde.
In der zu Ende gehenden Legislatur hat der
Stromrappen eine überzeugte Stadtregierung
gefunden. Die Stadtregierung hat einen Weg
gesucht, das Anliegen über eine Änderung des
Energiesparfonds umzusetzen. Die Mehrheit
des Stadtparlaments hat, ohne dies in der
Sache abzulehnen, mit einer Zurückweisung
nach einem ersten
Rechtsgutachten ein
weiteres Gutachten
verlangt. Vielleicht
hat sie nicht damit
gerechnet, dass ein
Gutachten auch zu
Gunsten einer un-
erwünschten Sache
ausfallen kann. Das
Gutachten bestätigt
nun, dass die Ab-
gabe auf Strom zum

Zweck der Förderung
des Stromsparens und
der erneuerbaren En-
ergie durch die Stadt
machbar ist.
In der Juni-Session
kam die Sache somit
wieder ins Parlament.
Der bürgerlichen Mehrheit des Rats wäre es
wieder offen gestanden, direkt zur Volksab-
stimmung zu gelangen. Sie hätte, ohne sich
für die Sache aussprechen zu müssen, durch
Stimmenthaltung die Abstimmung über das
nun konkretisierte, direkt umsetzbare Anlie-
gen ermöglichen können. Das hat sie aber
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Veranstaltungen und Mitgliederversammlungen

Inhalte sehr gut − Beteil igung ???
Museum: zehn Leute (inkl. Vorstandsmitglie-
der und Grossstadträtinnen) . Zum Beispiel,
zum Beispiel . . .

Grosse Ratlosigkeit
Der städtische Vorstand hat versucht, mit er-
weiterten Vorstandssitzungen die inhaltlichen
Diskussionen breiter abzustützen. Doch die
Erfahrungen (etwa die Verkehrsdiskussion zu
«Luzern macht mobil» oder die Parolenfas-
sung KKL) waren nicht gerade ermutigend.
Was ist zu tun? Noch mehr Informationen zu
den GB-Inhalten im RundBrief? Weiterhin
persönliche Einladungen verschicken? Oder
kann sich das GB die Druck- und Portoko-
sten sparen? Sind Events gefragt in einer
damit schon reich gesegneten Stadt? Oder
ganz einfach redimensionieren? Und da-
mit das arg strapazierte Budget schonen?

Neue Vorschläge
Auf diese Fragen sucht der städtische Vor-
stand Antworten. Vielleicht könnten sie so
aussehen: Es werden weniger Mitglieder-
versammlungen durchgeführt (etwa zwei
pro Jahr); Veranstaltungen finden themen-
bezogen und vor Ort statt (nächstes The-
ma: Kulturhaus Schlachthof); Aktionen im öf-
fentlichen Raum im Zusammenhang mit für
das GB wichtigen Abstimmungsthemen (z. B.
Stromrappen); GB-Mitglieder weiterhin zu in-
haltlichen Diskussionen in einem erweiterten
Vorstand einladen (Themen jeweils auf der
Website zu finden) . Oder? Gerne nimmt der
Vorstand auch Anregungen der Mitglieder
entgegen. Vielleicht findet sich ja ein Präsi-
dent oder eine Präsidentin? Auf dass die
guten Inhalte noch besser werden ! Auf dass
aus der Grünen Basis wieder eine Grüne Be-
wegung wird !

Vor dreieinhalb Jahren organisierte sich
der städtische GB-Vorstand neu. Das Modell
«Aktiver Vorstand» war die vorläufige Ant-
wort auf die Tatsache, dass sich kein Präsi-
dent/keine Präsidentin finden liess. (Wir
haben mehrmals im RundBrief informiert.)
Bis heute hat sich der Vorstand alle zwei
Wochen zu einer Sitzung getroffen. Und Er-
staunliches geleistet. Von fast allen Seiten −
notorische Nörgler ausgenommen − erhält
das GB Lob und Anerkennung für seine in-
haltlich kompetente und sehr breite Arbeit.
Dies ist wesentlich dem schier unermüdli-
chen Engagement der im Vorstand aktiven
Grossstadträtinnen zu verdanken. Die Re-
sultate bei den städtischen Wahlen im
Frühling (sehr gutes Ergebnis von Ruedi
Meier, nochmals prozentuale Zunahme bei
den Parlamentswahlen) waren ebenfalls
sehr erfreulich.
Weniger erfreulich ist die Situation bei den
Veranstaltungen und Mitgliederversammlun-
gen. Das GB hat den Anspruch, basisdemo-
kratisch zu funktionieren. Doch diese Basis-
demokratie ist eine Demokratie ohne Basis .
Zum Beispiel die Veranstaltung zum Thema
Verkehr und Mobilität vom 22. Oktober 2002
mit kompetenten ReferentInnen (Pia Maria
Brugger, Kurt Bieder, Peter Muheim) an sym-
bolträchtigem Ort (vbl) : Anwesend waren GB-
Grossstadträtinnen (man beachte die fehlende
männliche Form) und Vorstandsmitglieder
sowie ein (1 ! ) potenzielles Neumitglied.
Zum Beispiel die Mitgliederversammlung
vom 14. April 2003 (Parolenfassung Grendel
und Boa) : Würden- und BürdenträgerInnen
en famille.
Zum Beispiel die Allmendführung am 6. Sep-
tember 2003 mit Adrian Borgula: ein kleiner
Kreis von Eingeweihten. Oder die Hallenbad-
Veranstaltung vom 3. April 2004 im Wagner-

Hans-Peter Hug, Mitglied städtischer Vorstand, Luzern
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Peter Schlaufer, Mitinhaber BE Netz AG, im Gespräch

Was unsere Leute unternehmen
Ein ziemlicherHindernislaufund auch für die
Bauherrschaft nicht besonders interessant,
wenn sie sämtliche Bewilligungskosten selber
übernehmen müsste . . .

. . . ich denke, grosse Änderungen sind in
nächster Zukunft bei solchen Bewilligungs-
verfahren nicht zu erwarten. Aber vielleicht
sollte für Baubewilligungen vermehrt zwi-
schen Neubau und Bauveränderungen unter-
schieden werden, damit gerade Verfahren für
Bauveränderungen, welche äusserlich sozusa-
gen keine Veränderungen mit sich bringen,
vereinfacht werden können.
Zurzeit haben wir u. a. auch in Kempten im
Allgäu (D) Aufträge. Hier sind die Bewilli-
gungsverfahren ebenfalls recht kompliziert.
Einen Vorteil haben aber die Investoren in
Deutschland: Für ein Projekt mit dem Ziel,
Strom mit erneuerbarer Energie zu produzie-
ren, erhält die Bauherrschaft kostendeckende
Einspeisevergütungen − zurzeit in der Schweiz
undenkbar. Der Bund hat sich vor Jahren aus
der Förderung von Alternativ-Energien zu-
rückgezogen und den Vollzug des Energiege-
setzes an die Kantone delegiert. Zurzeit leben
wir in der Schweiz wegen der Kantonalisie-
rung mit 26 verschiedenen Systemen − ein
Chaos.

Du musst dich also ebenfalls mit der
schweizerischen Energiepolitik beschäftigen?

Es ist fatal, dass sich die offizielle eidgenössi-
sche Politik von der Energiefrage verabschie-
det hat. (Fast) niemand mehr macht sich Ge-
danken darüber, was passiert, wenn die Vor-
räte der fossilen Energieträger zu Ende gehen.
Die meisten Kantone haben zwar noch För-
derprogramme, aber in jedem Kanton ein an-
deres, und niemand steht so richtig hinter
diesen Programmen. Was im Kanton Luzern
passiert, ist ja bekannt.
Es ist unverständlich, dass die Förderung von
Alternativ-Energien eine Aufgabe der Kantone
sein soll. Auf alle Fälle führt diese Aufgaben-
zuteilung nicht zu einer Verringerung des
administrativen Aufwandes. Viele EU-Länder,
bestes Beispiel ist Deutschland, aber auch
Spanien und Frankreich haben Förderpro-
gramme für Alternativ-Energien. Deutsche
Minister sprechen öffentlich über die Mög-
lichkeiten von Alternativ-Energien, d. h. das

Grüne UnternehmerInnen müssen sich
im Alltag mit ähnlichen Fragestellungen
und Problemen auseinander setzen wie an-
dere UnternehmerInnen auch, doch was
unterscheidet die KMU aus grünen Kreisen
von anderen KMU? In einer Serie will die
RundBrief-Redaktion solchen Fragen nach-
gehen.
Peter Schlaufer hat zusammen mit Adi Kott-
mann in Luzern eine Firma BE Netz AG ge-
gründet, die im Bereich der erneuerbaren
Energien tätig ist (Planung und Bau von
Solaranlagen, Pelletskesseln, Wärmepum-
pen u. a.) .

Wir hören oftKlagen von KMU-VertreterInnen
über die zunehmende Bürokratie . . .
Sicher, zum Beispiel die Baubewilligungen:
Für thermische Solaranlagen bis zu 10 m2

braucht es keine Baubewilligung, d. h. in
diesem Kleinstbereich können wir die Ar-
beiten zügig an die Hand nehmen. Doch
diesen Frühsommer hatten wir den Auf-
trag, auf einem Haus eine grössere Solaran-
lage zu erstellen. Unsere Kunden und wir
mussten auf die entsprechende Bewilligung

über drei Monate warten, obwohl bei der Ein-
gabe alles klar war und auch keine Einspra-

chen eingereicht wur-
den. Dies liegt an der
grossen Zahl von Ge-
suchen, die sich bei
den Baubehörden sta-
peln, und es ist klar,
dass die Behörden
nicht ein bestimmtes
Gesuch vorziehen
können. Der Umbau
dauerte dann nur eine
Woche, die Baubewil-
ligung kostete mehr
als 800 Franken, da-
nach kamen noch-
mals 140 Franken für
Aufwendungen im Zu-
sammenhang mit
dem Bau. In diesem
Fall hat nun die Stadt
selber die Kosten über-
nommen (Kampagne
«100 Solardächer») .

Interview: Heinz Bäbler-Trinkler, Redaktionsmitglied, Luzern
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offener und freundlicher.

Wie steht es mit der administrativen
Belastung im Sozialversicherungsbereich? Hier
hören wir immer wieder Klagen von KMUs.

Sicher ist diese Belastung recht hoch, aber
nicht erdrückend. Wir haben staatliche Insti-
tutionen sowie private (obligatorische) Versi-
cherungen. Für beide Versicherungsarten
braucht es viel Wissen, und beide erfordern
einen eigenen administrativen Aufwand. Oft
ist es nicht einfach, bei den Verbänden die
entsprechende fachliche Unterstützung zu er-
halten.

Die BE NETZAG ist insbesondere im Sektor
der alternativen Energien aktiv − was ist für
euch wichtig?

Entscheidend ist: Energie gar nicht erst ver-
brauchen. Mit anderen Worten: Es sollen en-
ergieeffizientere Häuser gebaut werden. Dank
einer umsichtigen Bauweise kann der Ener-
gieverbrauch um zwei Drittel oder mehr ge-
senkt werden ! Für ein durchschnittliches Ein-
familienhaus betrug der Energieverbrauch
früher 3'000 Liter Öl, heute kann der Ölver-
brauch problemlos auf 800 Liter jährlich ge-
senkt werden. Leider werden aber immer
noch Häuser mit einem Verbrauch von 1 '900
Litern gebaut. Wir sind im Bereich der erneu-

erbaren Energien tätig, und hier engagieren
wir uns vor allem in der Planung und im Bau
von Photovoltaikanlagen und von thermi-
schen Solarenergieanlagen (für das Warmwas-
ser und für die Heizunterstützung) . Daneben
bauen wir Heizungen mit erneuerbaren Ener-
gien wie Pellets- und Stückholzheizungen. Für
die Photovoltaik sind wir in der ganzen
Schweiz und im benachbarten Ausland aktiv,
für die thermische Solarenergie in der Zen-
tralschweiz und für Heizungen im Grossraum
Luzern, da wir Service- und Unterhaltsarbei-
ten garantieren wollen.

Hast du aus grüner Sicht − als Unternehmer −
noch Anliegen?

Ich bin überzeugt, dass nicht nur Bürgerliche
gute UnternehmerInnen sein können, son-
dern ebenso Grüne. Natürlich wäre es schön,
wenn der administrative Aufwand weniger
umfangreich wäre . . . Dass dies möglich ist,
zeigt das folgende Beispiel: Für den am An-
fang erwähnten Umbau wartete ich drei
Monate auf die Bewilligung. In einer kleine-
ren Gemeinde (aber im gleichen Kanton) er-
hielt ich auf ein ähnliches Gesuch hin die
Bewilligung innerhalb von zehn Tagen.

Peter Schlaufer, besten Dank für das Gespräch.
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Paula Giger verlässt die GB-Grossratsfraktion

Mit Überzeugung und Herzblut
diese vielleicht mehrheitsfähig waren. Es war
auch immer spürbar, dass Paula sehr gerne
diskutiert und debattiert. Diese Debattierfreu-
digkeit hat sich im Grossen Rat deutlich ge-
zeigt, und Paula wurde von den anderen Frak-
tionen gehört. So fand beispielsweise ihr
Fraktionsvotum zum Legislaturprogramm
(Regierungsprogramm) ein grosses Medien-
echo. Mit Scharfsinn, Witz und einer Portion
Sarkasmus machte sie deutlich, dass die politi-

schen Schwerpunkte der Regie-
rung inhaltlich dünn und un-
verbindlich sind − dies aber
durch die grafische Gestaltung
des Programms zu kaschieren
versucht wird.
Für die Fraktion war Paula im-
mer eine sehr verlässliche und
engagierte Kollegin, die wir
nun ungern ziehen lassen
müssen.
Die politische Arbeit in einer
kleinen Nicht-Regierungsfrak-
tion kostet viel Zeit und Kraft.

Du, Paula, hast dich entschieden, im Juni
2004 als Grossrätin zurückzutreten, um dich
mit ungeteilten Kräften neuen Herausforde-
rungen zuzuwenden. Ich bin aber ganz sicher,
dass die Politik dich nicht loslassen wird, und
hoffe, dass du dem Grünen Bündnis in ande-
ren Funktionen treu bleiben wirst.

Gaby Müller, Grossrätin, Luzern

Im September 2000 rückte Paula Giger
als Vertreterin der Stadt Luzern für Rosie
Bitterli Mucha in die GB-Fraktion im Gros-
sen Rat nach.
Bei den Wahlen 2003 gelang ihr die Wieder-
wahl mit einem guten Resultat. Von ihrer
Vorgängerin übernahm Paula den Sitz in der
Planungs- und Finanzkommission (PFK) . Die
Fraktion war ihr dafür stets sehr dankbar − ist
doch die PFK bekannt für ihre harte Sparpoli-
tik und ihr Nsteuersenkungs-
freundlichesO Klima. Paula hat
die Arbeit in dieser Kommis-
sion sehr ernst genommen
und sich schnell und fun-
diert in die Budgets, Rech-
nungen, IFAPs usw. eingear-
beitet. Es war ihr ein grosses
Anliegen, den anderen Kom-
missionsmitgliedern die so-
zialen und ökologischen
Themen nicht nur durch
die «Finanzbrille» nahezu-
bringen, und ihre Hartnäk-
kigkeit dürfte wohl im Finanzdepartement

öfters für rote Köpfe gesorgt haben.
In der Fraktion gehörte Paula zu jenen, die
Sachvorlagen immer wieder aus Überzeugung
und Herzblut aus einer grundsätzlich linken,
sozialen und ökologischen Perspektive beur-
teilen. Sie war keine Politikerin, die sich
schnell auf Kompromisse einliess, nur weil



Cony Grünenfelder, Fraktionspräsidentin Grosser Stadtrat, Luzern

Rücktritt aus dem Grossen Stadtrat

Herzlichen Dank, Ruedi Schmidig!
kommission an. Er prüfte anschliessend auch
die Entschuldungsvorlage für das KKL kritisch.
Im Frühling 2002 übernahm er das Präsi-
dium der Bürgerrechtskommission. Mit gros-
sem Fingerspitzengefühl gelang es ihm, in
dieser Kommission ein ruhiges Klima zu
schaffen. Unter seiner Führung konnte sich
die Kommission auf die Menschen konzen-
trieren, die sich um das Bürgerrecht bewar-
ben. Parteipolitische Profilierung und ideolo-

gischer Grabenkampf blieben
der städtischen Einbürgerungs-
politik erspart.

Ein würdiger «höchster
Luzerner»
Im September 2002 wurde
Ruedi mit einem hervorra-
genden Resultat zum Gross-
stadtratspräsidenten gewählt.
Er führte den Rat umsichtig
und geschickt. Als «höchster
Luzerner» traf er an vielen
Veranstaltungen unzählige

Menschen verschiedenster politischer Hei-
maten, die in ihm einen engagierten Linken
respektieren und für seine demokratische Ge-
sinnung schätzen lernten.
Bereits während des Präsidialjahres musste er
seine Arbeit als Mitglied der GB-Fraktion zu-
rückstellen. Wir in der Fraktion spürten diese
Schwächung. Für mich war es eine spezielle
Herausforderung, ihn im Fraktionspräsidium
abzulösen, das er mit grosser Zuverlässigkeit
und Ruhe von 2000 bis 2002 ausgeführt hatte.
Ruedi, als Fraktionskollegin habe ich deine
fundierte und beharrliche Parlamentsarbeit
immer sehr geschätzt und davon enorm ge-
lernt. Deine Glaubwürdigkeit rührt daher,
dass du in den Auseinandersetzungen immer
deutlich gemacht hast, dass es dir um die Ge-
samtinteressen der Stadt Luzern und deren
BewohnerInnen geht. Auseinandersetzungen
um Inhalte hast du engagiert, in der Sache
manchmal hart, aber im Umgang trotzdem
immer fair geführt. Ich bedaure es sehr, dich
als Mitstreiter in der Fraktion zu verlieren. Ich
danke dir für die gemeinsame Grossstadtrats-
zeit, für dein grosses Engagement und für die
Freundschaft, die zum Glück mit deinem Aus-
tritt aus dem Rat nicht endet.

Seit 1990 gehört Ruedi Schmidig dem
Grossen Stadtrat an. WährendJahren hat er
mit seinem engagierten Einsatz die Politik
der Grünen Fraktion massgeblich geprägt.
Sein Rücktritt wird eine Lücke hinterlassen,
die nicht einfach zu schliessen sein wird.
Ruedi Schmidig kandidierte 1987 auf der Liste
des GB für den Grossen Stadtrat und gelangte
1990 ins Stadtparlament. Seinen beruflichen
Hintergrund als Treuhänder konnte er in der
Finanzkommission optimal
einbringen. Mit seinen detail-
lierten Dossierkenntnissen
und seiner gewissenhaften,
präzisen politischen Arbeit
prägte er die Auseinanderset-
zungen um die Verselbststän-
digung der ÖKK und der Städ-
tischen Werke massgeblich.
Obwohl langjähriges Mitglied
der ÖKK-Verwaltungskommis-
sion, stiess diese erste Ver-
selbstständigungs-Vorlage bei
ihm auf harten Widerstand,
da diese weit reichende Entscheidung ohne
genügende Legitimierung durch die Stimm-
berechtigten geschah.

Ein beharrl icher Kämpfer mit
blendender Fachkenntnis

Der breiten Öffentlichkeit bekannt wurde
Ruedi Schmidig durch seine aufmerksame
Prüfung der Rechnung der Städtischen Wer-
ke. Seine akribische Finanzanalyse bescherte
der Stadtkasse 12 Millionen Franken. Einzelne
Exponenten der Werke mögen damals Ruedis
Recherchen als Angriff auf die Substanz aufge-
fasst haben. Ruedis anschliessende Forderun-
gen nach Betriebs- und Führungskonzepten,
Energiesparreglement etc. machten aber klar,
dass für ihn transparente Rechnung, klare
Führung und offene Kommunikation das
Herz eines gesunden Unternehmens darstel-
len. Jahrelang setzte er sich für die Umsetzung
seiner Vorstösse ein und engagierte sich für
die energiepolitische Vision der Stromrappen-
Initiative des Grünen Bündnis.
Erneut gefragt war der Durchblick durch Un-
ternehmen und Rechnungen bei der Aufarbei-
tung der Mehrkosten für KKL und Bourbaki.
Ruedi gehörte der entsprechenden Spezial-
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Rita Meyer-Facius tritt aus dem Seniorenrat zurück

Danke, Rita, für dein Engagement!
auch im Grossen Stadtrat. Sie protestierte ge-
gen eine diskutierte Pflegeversicherung ab
fünfzig Jahren und hinterfragte den Verkauf
des Ferienheimes Caslano, wo Heimbewoh-
nerInnen kostengünstig ihre Ferien verbrach-
ten. Sie wehrte sich konsequent gegen jegli-
che Diskriminierung älterer Menschen. Das
im Seniorenrat Begonnene setzt Rita Meyer-
Facius in der Stadtpolitik fort. Demnächst
wird sie als Alterspräsidentin die neue Legis-

latur eröffnen. Rita, danke für
deinen Durchhaltewillen und
für dein konsequentes Han-
deln !

Wir suchen eine Nachfol-
gerin, einen Nachfolger!
Fällt es dem GB vielleicht des-
halb schwer, eine Nachfolge
im Seniorenrat zu finden, weil
das GB die Partei der Jungen
und Bewegten ist? Du solltest
58-jährig oder älter sein, wenn
du Rita Meyers Arbeit im Se-
niorenrat fortsetzen willst.
Interessiert? Dann kontaktiere

das Seki oder Rita Meyer-Facius direkt unter
E-Mail: rita_hansmeyer@bluewin.ch.

Agatha Fausch, Grossstadträtin, Luzern

Rita Meyer-Facius arbeitete als Frau der
ersten Stunde im Seniorenrat der Stadt
Luzern mit und begleitete die städtische
Alterspolitik mit Sachverstand und Engage-
ment. Dafür danken wir ihr ganz herzlich.
Vielen bewegten (jüngeren) RundBrief-Lese-
rInnen ist die Arbeit des Seniorenrats mögli-
cherweise verborgen geblieben. Die Stadt
Luzern ist in Sachen demokratischer Institu-
tionen mit dem Kinder- und Jugendparla-
ment und dem Seniorenrat ge-
genüber anderen Schweizer
Städten reicher.
Rita Meyer-Facius ist eine ge-
wissenhafte, genaue Schaf-
ferin. Sie hat sich in die
Alterspolitik vertieft und
setzte sich u. a. im Senio-
renrat entschlossen dafür
ein, das gängige negative
Bild, das dem Alter anhaftet,
mit Öffentlichkeitsarbeit zu
korrigieren. So schuf der Se-
niorenrat z. B. die jährliche
Feier für Jung-SeniorInnen,
um dem Eintritt in den

Ruhestand die Qualität des Unruhestands, des
Generationenvertrages gegenüberzustellen.
Oder es wurden Studien zur Kaufkraft von
SeniorInnen und zur Freiwilligenarbeit (ins-
besondere von Frauen) in Auftrag gegeben.
In hundert kleinen Schritten ging Rita Meyer-
Facius den Marsch durch die Institutionen



Christine Gisler verlässt die Musikschulkommission

Für eine gute städtische Musikschule
und über die Weiterentwicklung der Musik-
schule zu diskutieren.
Der Kontakt zu den Musikschullehrpersonen
blieb Christine trotzdem wichtig. Sie be-
suchte weiterhin regelmässig Vortragsübun-
gen und suchte das Gespräch mit den Lehr-
personen, um den Austausch zu ermöglichen
und die Bedürfnisse von Lehrenden und Ler-
nenden zu kennen.
Die ganzheitliche musikalische Förderung

von Kindern liegt Christine
auch heute noch sehr am Her-
zen. Sie hat sich engagiert dafür
eingesetzt, dass spielerische
Förderprogramme für den
Vorschulbereich angeboten
werden. Umgesetzt werden
konnte dieses grosse Ziel lei-
der nicht mehr. Nach sieben
engagierten Jahren verlässt
Christine die Kommission,
um sich zur Musiktherapeu-
tin weiterzubilden. Wir dan-
ken Christine ganz herzlich
für ihr grosses Engagement

und wünschen ihr für die Zukunft alles
Gute.

Christa Stocker, Grossstadträtin, Luzern

Christine Gisler Bischof hat das Grüne
Bündnis während sieben Jahren mit viel
Herzblut in der Musikschulkommission der
Stadt Luzern vertreten.
Während der ersten Jahre hatte die Kommis-
sion vor allem die Aufgabe, die Qualität des
Musikunterrichts in den Schulklassen zu ver-
folgen und die Arbeit der Musiklehrpersonen
zu begleiten. Christine war für die Schulhäu-
ser Moosmatt und Hubelmatt zuständig.
Regelmässig besuchte sie die
unterschiedlichsten Klassen
beim Musikunterricht, ermu-
tigte die Lehrpersonen, eine
gesamtheitliche musikalische
Förderung umzusetzen, die
auch das Rhythmusgefühl,
das Tanzgefühl und die
Freude an der Bewegung be-
inhalten. Die Kontakte zu
den Lehrpersonen haben
Christine Gisler sehr entspro-
chen. Im Austausch mit den
Lehrpersonen konnte sie
viele wertvolle Anregungen
einbringen.
Vor einigen Jahren wurden die Aufgaben der
Kommission verändert. Der Besuch der Lehr-
personen stand nicht mehr im Zentrum der
Arbeit. Es ging vermehrt darum, das Rektorat
der Musikschule in seiner Aufgabe zu unter-
stützen, an Kommissionssitzungen über An-
stellungen zu beraten, Ideen einzubringen
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rn Maria Portmann-Huwiler hat das Seki verlassen

Grossereignisse und Alltagsarbeit
doch einmal etwas, so nahm sie sich das
selbst am meisten übel.
Neben diesen «Grossereignissen» lief immer
die Alltagsarbeit: schreiben, telefonieren, Auf-
träge nach aussen geben, und vor allem Auf-
träge von allen Seiten entgegennehmen. Per-
sönlich habe ich die Arbeit für Geschäftslei-
tung und Vorstand hautnah miterlebt. Auf
Marias Traktandenlisten war immer Verlass .
Vor allem aber war es stets angenehm, ins

Seki zu kommen: Marias lie-
benswürdige Art trug dazu
bei, dass man auf dem Seki in
guter Atmosphäre arbeiten
konnte, auch wenn Hektik an-
gesagt war. Für all das − und
für alles Ungenannte − vielen
herzlichen Dank an Maria.

Nun wirst du nach den Som-
merferien wieder in deinem
früheren Beruf als Logopädin
in der Stadt Luzern arbeiten.
Ich wünsche dir, Maria, dabei
viel Erfolg und Befriedigung.

Rosa Rumi, Co-Präsidentin, Alberswil

Maria Portmann-Huwiler hat nach ihrer
Kündigung den Arbeitsplatz auf unserem
Seki Ende Juni verlassen. Während drei Jah-
ren war sie unsere Geschäftsführerin, zuerst
alleine in einem 70 %-Pensum, im Wahl-
jahr zusammen mit Natalie Kamber.
Während dieser drei Jahre hat das GB einiges
auf den Weg gebracht, das im Seki organi-
siert, koordiniert und zu einem guten Teil
auch ausgeführt werden musste. Ich denke an
unser Referendum gegen die
Privatisierung der Sterilgutauf-
bereitung der kantonalen
Spitäler. Maria hat bis zur
letzen Minute unermüdlich
zum Zustandekommen des
Referendums beigetragen.
Sie hatte stets die Übersicht,
spornte die Leute an, weiter-
zusammeln, und sammelte
selbst Unterschriften. Am
Schluss hats geklappt, nicht
zuletzt dank Marias Motiva-
tionsspritzen.

Zusammen mit der RundBrief-Redaktion
gab Maria unserem Hausblatt ein profilier-
teres Gesicht. Sie half mit beim Gestalten,
beim Verfassen vieler Artikel und beim Fein-
schliff. Während der Wahlzeit behielt Maria
zusammen mit Natalie stets die Übersicht im
hektischen Geschehen. Dies gelang ihr im
grösstmöglichen Umfang, und vergass sie

l i e b e Mari a
h er zl i c h e n d a n k f ür di e a n g e n e h me z u s a m me n -
ar b ei t a u c h i n h e kti s c h e n u n d u n ü b er si c h tl i c h e n
si t u ati o n e n.

d as g e g e n dr u c k- t e a m
p hi l i p p, mar c el , ni ci , mar ti n, a n dr e w, d a ni el , ur s



Neu in Amt und Würden

Herzl ich wil lkommen!

Seit Anfang September wird zudem das Sekre-
tariat wieder von zwei Personen betreut:
Jonas Ott und Natalie Kamber teilen sich
(vorläufig) ein 80 %-Pensum. Auch dir, Jonas,
ein herzliches Willkommen !

Natalie Kamber, Sekretariat, Luzern

Im Sommer 2004 sind fünf unserer Mit-
streiterInnen von ihren Ämtern zurückge-
treten. Nur ungern lassen wir sie ziehen.
Fünf Abschiede bedeuten aber auch neue
Gesichter. Folgende GB-Mitglieder sind neu
«in Amt und Würden»:

Sibylle Lehmann hat bereits Mitte Juni ihre
Arbeit im Grossen Rat aufgenommen. Sie ist
Mitglied der Planungs- und Finanzkommis-
sion.

Neu im Grossen Stadtrat ist Zora Schelbert,
die auf der Liste der jungen Grünen kandi-
diert hat.

Edith Blum vertritt das GB neu in der städti-
schen Musikschulkommission. Ihnen allen
wünschen wir viel Erfolg und Befriedigung
bei ihrer Arbeit.
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Heidi Rebsamen, Mitglied kantonaler Vorstand, Luzern

Der neue Co-Präsident Michael Töngi

Den eigenen Zielen treu bleiben
Was hat dich eigentlich politisiert? Wie war
dein Einstieg in die aktive Politik?

Mein politisches Bewusstsein durchlief ver-
schiedene Stufen. Schon in der Primarschule
habe ich die Zeitung gelesen. An der Kantons-
schule zu Beginn der 80er-Jahre hat mich die
«Dritte-Welt-Frage» politisiert. Ich besuchte
oft den damals gerade entstandenen Dritt-
weltladen und fühlte mich sehr wohl dort. Als
1985 der Ausbau der A2 zwischen Luzern und
Horw bekannt wurde, war ich entsetzt und
schrieb meinen ersten Leserbrief. Dann zog es
mich in die IG Velo. Ich schaute auch bei
einer POCH-Versammlung in Kriens vorbei,
fand aber den Anschluss nicht sofort. Ich
machte da die Erfahrung, dass es schwierig ist,
in eine bestehende politische Gruppierung
einzusteigen. Im Februar 1987 war ich aber an
der legendären Gründung des GB Kriens da-
bei und der Einstieg gelang optimal, da es ein
Neuanfang war.

Was ist der besondere Reiz daran,
Co-Präsident des GB zu sein?

Ich habe letztes Jahr sehr viel im Hintergrund
gearbeitet und habe gemerkt, dass es mir auch
Spass machen würde, wieder nach vorne zu
treten. Auch von meinem Werdegang her
schien mir die Zeit für dieses Amt reif.

Wie siehst du deine Rolle als
GB-Co-Präsident?

Mein grosses Ziel ist es, die Grünen mitglie-
dermässig und strukturell zu stärken. Ich sehe
also meine Hauptarbeit in der parteiinternen
Stärkung. Wir brauchen einen aktiven kan-
tonalen Vorstand, neue Ortsgruppen und
Arbeitsgruppen. Die Partei muss vermehrt
eigene Ideen formulieren und Initiativen lan-
cieren. Und sie muss vor allem die grossen
Linien diskutieren, strategisch denken und
handeln. Mit dem neuen Vorstand scheint
dies zu gelingen, auch weil einige Fraktions-
mitglieder regelmässig an den Sitzungen teil-
nehmen. So wird die Zusammenarbeit von
Partei und ParlamentarierInnen enger, was
ich sehr wichtig finde. Froh bin ich auch, dass
ein Co-Präsidium die Partei führt. Rosa Rumi
und ich arbeiten eng zusammen und können
vieles gemeinsam tragen, was manchmal auf
einer Person zu stark lasten würde.

Ein lauer Sommerabend, eine Flasche
Nebbiolo auf dem Balkontisch und der
schönste und lebendigste Innenhof von
Luzern im Hintergrund. Dies ist das Setting
des Interviews mit Michael Töngi.
Die Interviewerin geniesst diesen lauschi-
gen Abend, Inbegriff grünen Wohlbefin-
dens. Kürzlich von einem Seminar in
Psychologie zurückgekehrt, will sie das Un-
terbewusstsein des neuen Co-Präsidenten
ergründen.

Kannst du deinen letzten Traum schildern?
Michael Töngi: Den letzten nicht, aber einen
der letzten: Ich träumte, dass ich in der
Nähe von Beromünster wohnte, in einem
biederen Einfamilienhausquartier − aller-
dings schönste Südlage − und dass ich auf
der Aargauer Grünen Liste kandidierte. Ich
wurde prompt gewählt, obwohl in diesem
Wahlkreis nur vier Mandate zu vergeben
waren. Als ich den Grossratssaal betrat,
ereilte mich der Gedanke, dass ich ja schon
in Luzern aktiv war und nun noch das En-
gagement im Aargau hinzukäme. Mit

Schrecken stellte ich fest, dass ich die Schrif-
ten wechseln musste.

Warst du so erschrocken, weil du unerwartet
ins Parlament gewählt wurdest?

Nein, ich habe im Kanton Luzern ja tatsäch-
lich für den Grossen Rat kandidiert und kann
mir die Arbeit in einem solchen Parlament
durchaus vorstellen. Erschrocken bin ich
eher, weil ich in Zürich arbeite, mein Freund
dort wohnt, ich aber in Kriens wohne und in
Luzern aktiv politisiere. Manchmal ist dieses
Hin und Her stressig, und nun kam im Traum
noch eine dritte Station dazu.

Hast du eine besondere Beziehung zum
Aargau?

Nicht unbedingt ! Lustig am Traum war, dass
ich am darauf folgenden Tag eine Postkarte
von Ursula Fiechter, der langjährigen politi-
schen Sekretärin der Grünen Aargau, erhielt.
Ich bin in der Nähe von Beromünster gebo-
ren, meine Familie zog aber, als ich zwei Jahre
alt war, nach Kriens, wo ich mit einem kurzen
Unterbruch in Basel, meinem Studienort, im-
mer gelebt habe.



Agglogemeinden nicht immer einfach, eine
Ortsgruppe hinzukriegen, ungleich schwerer
ist dies dann auf der Landschaft.

Was hältst du von einer Regierungsbeteiligung
im Kanton?

Grundsätzlich verfolge ich die Maxime, wo
man in die Regierung kann, da muss man
hinein. Eine Partei, die nicht in die Regierung
will, verrät ihre eigenen Ziele, indem sie zu-
gibt, dass diese nicht umsetzbar sind. Selbst-
verständlich kann der Moment eintreten, wo
eine solche Zusammenarbeit beendet werden
muss, weil eine Regierungspolitik nicht mehr
mitgetragen werden kann. Der Regierungsrat
bzw. die Regierungsrätin hat zwar ein furcht-
bar anstrengendes Leben, aber eine von fünf
Stimmen. Wir müssen unbedingt in die
Luzerner Regierung, zusammen mit der SP,
denn mit einer halbwegs vernünftigen CVP-
Person hätten wir dann eine neue Mehrheit !

Die Luzerner Grünen können nur stärker
werden, wenn mehr aktive Leute vor allem auf
dem Land ins Geschehen eingreifen. Siehst du
diesbezüglich Fortschritte?

Die Ortsgruppe Willisau funktioniert seit gut
einem Jahr, in Sursee entwickelt sich eine
Gruppe und in Adligenswil haben sich eben-
falls schon interessierte Leute getroffen. Der
Vorstand muss diese Tendenzen tatkräftig un-
terstützen, klar ist aber auch: Wir können
nicht von Luzern aus Ortsgruppen gründen.
Ich sehe viele positive Zeichen. Das GB Kriens
z. B. ist dank den vergangenen Wahlen zu
einer mittelgrossen Partei mutiert, es haben
sich Leute zusammengefunden, die einen
neuen Vorstand gebildet haben. Ich bin über-
zeugt, dass diese Ortspartei mit den neuen
Strukturen viel Energie entwickeln kann. Und
das Schöne ist: In Kriens kandidierten erst-
mals vier junge Leute auf der Liste. Gleichzei-
tig sind Menschen jeglichen Alters zu uns ge-
stossen mit ökologischen Anliegen, Personen
aber auch, die sich für Integrations- und
Gleichberechtigungsfragen interessieren.

Warum ist es schwieriger, Menschen aufdem
Land für eine grüne Politik zu gewinnen?

Einerseits bestehen da wohl mehr Berüh-
rungsängste − das GB hat sich immer als linke
Partei verstanden, als Partei, der die Gleichbe-
rechtigungsfragen und auch eine Politik zu
Gunsten der ImmigrantInnen wichtig ist. Das
ist − neben der Ökologie − unser Fundament.
Als reine Ökopartei hätten wirs auf dem Land
vielleicht etwas einfacher. Das GB wollte sich
nie auf die Umweltfrage zurückziehen, und
das ist gut so. Andererseits ist es auf dem Land
auch heute noch schwieriger, als GrüneR hin-
zustehen. Wo es als institutionalisierte Form
der Politik lediglich die Gemeindeversamm-
lung gibt, da braucht es für eine oppositio-
nelle Politik mehr Mut als in den Parlaments-
gemeinden. Zudem ist es ja schon in den
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ab 2. Sept. DI E NACHT
SI NGTI HRE LI E DER

Romual d Kar makar

5. / 1 2. Sept. DAS HI MMLER PROJ EKT
Romual d Kar makar

ab 5. Sept. SI PE NSAVA
DI RESTARE P OCO

F. Cange mi / D. von Aarburg

ab 9. Sept. DAS RAD DER ZEI T
Werner Herzog

1 3. Sept. P ODI UM FASZI NATI ON
TI BETI S CHER BUDDHI S MUS

ab 23. Sept. NAMI BI A CROSSI NGS
Peter Li echti

ab 7. Okt. WI L D SI DE
Sébasti en Li shi tz

ab 1 0. Okt. FE RDI NAND HODLER −
DAS HERZI ST MEI N AUGE

Hei nz Bütl er

ab 1 4. Okt. FI L ME ZUM
EUROPA F ORUM LUZERN

Stattki no Detai l l i erte Angaben entneh men
i m Panora ma Si e bi tte der Tagespresse oder de m
Luzern Monatsprogra mm www. stattki no. ch
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Teilrevis ion der Krienser Gemeindeordnung

Einbürgerung durch eine Kommission
über die BewerberInnen, zudem findet eine
persönliche Begegnung statt.
Der Zeitpunkt ist gekommen, die Krienser Ge-
meindeordnung zu ändern: Die Stimmbürge-
rInnen sollen die Verantwortung und den
Schlussentscheid der Einbürgerungskommis-
sion übertragen. Mit dieser Form wird nicht
die nötige Sorgfalt vernachlässigt oder die
Mitbestimmung beschnitten, wie populisti-
sche Kreise verbreiten, vielmehr lässt sich
Willkür eingrenzen.

Heinz Schwarz, Einwohnerrat, Kriens

Alle einbürgerungswilligen ausländi-
schen Staatsangehörigen, die seit zwölfJah-
ren in der Schweiz ihren Wohnsitz haben,
einen guten Ruf geniessen, mit den örtli-
chen Lebensgewohnheiten vertraut sind
und die Rechtsordnung beachten, können
ein Gesuch zur Einbürgerung einreichen. Es
besteht also die Möglichkeit, in einem lieb
gewonnenen Land nicht nur zu wohnen
und zu arbeiten, sondern sich auch am ge-
sellschaftlichen und politischen Leben zu
beteiligen.
Bis es zu einer Einbürgerung kommt, gilt es
einige persönliche Dinge im Leben einer
Bewerberin oder eines Bewerbers zu klären.
Um diese Aufgabe seriös und gewissenhaft
zu erfüllen, hat die Gemeinde Kriens expli-
zit die Einbürgerungskommission für die-
ses Geschäft bestimmt. Die fünfköpfige
Kommission studiert u. a. die Akten der Per-
sonen, holt Referenzen ein und führt ein
Gespräch mit den Einbürgerungswilligen.

Dabei erfährt die Kommission Vertrauliches

Abstimmungsparole
Teilrevision der Gemeindeordnung
(Einbürgerung durch die Bürgerrechts-
kommission)

JA

E i n i g e Gäste h aben be i u n s i h re d i ch ter i sch e
Ader en tdeckt. Wi r z i ti e ren :

«E ssen , das au ch der See l e gu t tu t. »
«Wel tk l a sse. »
«Von e i n em an dern P l an eten . »
«E i n e Sen sa ti on der S i n n e. »
«Food au s den Sph ä ren . »
«Ü ber i rd i sch gu t. »
«H i n re i ssen d . »

Wi r geben zwa r ke i n e G a ran ti e, d ass S i e
h i n ger i ssen oder abgeh oben werden , wen n
S i e i n der

K O S T G E B E R E I
essen , aber gen i essen werden S i e u n sere
l e i ch ten , bekömm l i ch en Vol l wertm ah l ze i ten
a l l em a l .

J eden D i en stag , M i ttwoch u n d D on n erstag
ü ber M i ttag .
Ü b r i g e Ze i ten fü r G ru ppen au f An frage.

Kostgebere i
U lm en stra sse 1 4, 6003 Lu zern , 041 360 34 1 3
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Wer gewann im Kinderparlament über
50 % der Stimmen, was 24 Sitzen im Parla-
ment entspricht? Andreas Schönbächler und
Philipp Federer vertraten die Grünen im Kin-
derparlament mit Erfolg. Trudy Bissig, Vertre-
terin der FDP mit mageren zwei Sitzen,
meinte bissig, dass die Grünen den Kin-
dern einfach alles versprochen hätten.
Die einzige Bestechung und das Blaue vom
Himmel kam von der FDP. Doch Dröpsli und
das Funhallenbad für Kids durchschauten
diese und wählten lieber die Grünen.

Im jcvp-Organ jmpuls 2/04 wird die ketze-
rische Frage gestellt, ob es die Grünen über-
haupt noch brauche. Ob es die Grünen ewig
braucht, wissen wir nicht. Jedoch zeigt der
Artikel von Armin Barmet zur ungewissen Zu-
kunft des öko-forums genau die Notwendig-
keit der Grünen. Sein Artikel unter dem Titel
«Fürweniger Gestank und mehr Grün»
trifft den Nagel auf den Kopf. Trotz Verdoppe-
lung der Nachfrage wird dem öko-forum der
Beitrag gekürzt. Im Artikel fehlt leider der
Name der antigrünen Antragsteller der CVP
und die Namen der Verhinderer. Damit wäre
ersichtlich, dass Grüne nicht nur notwendig
sind, sondern auch dass der Schaden durch
mehr Grüne hätte verhindert werden kön-
nen. Des Weiteren plädiert der Autor für
mehr Politiker, die «sich getrauen, die Frage
der grenzenlosen Mobilität vermehrt aufs Ta-
pet zu bringen und zu hinterfragen». Dies
meinen wir auch und fügen dem bei, dass
diese mutigen Menschen bei den Grünen
sind, weil die Bürgerlichen allein in der Agglo
Luzern 1,8 Milliarden Franken für neue Stras-
sen fordern.

G
rü

ne
rP
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ff
er

Wer veranstaltet jeden Monat eine un-
vernünftige Bar im «Ambrosia» in Kriens?
Welche Trendpeople füllen Grüne jeden er-
sten Freitag im Monat ab? Die Bar jeglicher
Vernunft, Name verpflichtet, das sei gesagt,
wird von unserem Präsi geschmissen. Wie es
scheint, ist er immer am Puls der Zeit.

Was hat die grüne Regierungsrätin Verena
Diener des Kantons Zürich mit dem dürren
Regierungsrat des Kantons Luzern gemein-
sam? Beide sparen im Gesundheitswesen
und bauen Leistungen ab, der eine plädiert
sogar für kostengünstige Autogeburten
(siehe Neue LZ vom 8. Juli 2004) . Dass die
grüne Basis in Zürich diesem Vorhaben mit
einem neuen Präsidium die rote Karte zeigte,
ist demzufolge nicht erstaunlich. Erstaunt hat
uns mehr, dass Verena Diener eine schlechte
Verliererin ist und dem Neoliberalismus mehr
zudient als grünen Anliegen.

Löst eine grüne Initiative «Stromrappen»
Investitionen aus im Verhältnis 1 : 10 (Erfah-
rungszahlen aus Basel), welche teilweise in
nur drei bis vier Jahren amortisiert sind, so
bricht Panik bei den Wirtschaftspar-
teien aus. Ihre Programme haben bis dato
nur gekostet und noch keinen Franken pri-
vate Investitionen ausgelöst. Die Grünen
schaffen halt doch Arbeitsplätze und sind
wirtschaftlich top. Der nette Neben- oder
Haupteffekt ist die Energieeinsparung, was
die Kosten bei bewusstem Verhalten und bei
energetischen Investitionen senkt.



Septem
ber

Datum
Zeit

Veranstaltung·Ort

So
05.

16.30
Gründungsfeier

junge
gruene,Gassenküche,Luzern

M
o
06.

20.10
Städtischer

Vorstand,SekretariatGB
M
o
13.

19.30
Kantonaler

Vorstand,SekretariatGB
Sa

18.
Kantonale

Vorstandsretraite,Ortwirdnoch
bekannt

gegeben
So

26.
Abstim

m
ungssonntag

M
o
27.

19.30
Kantonaler

Vorstand,SekretariatGB
Do

30.
19.30

Frauentreff,SekretariatGB

Oktober
Datum

Zeit
Veranstaltung·Ort

Sa
16.

Verleihung
des«Big

Brother
Aw

ard
Schw

eiz»,Em
m
en

M
o
25.

19.30
Kantonaler

Vorstand,SekretariatGB
Sa

30.
10.00

«D
er
gläserne

M
ensch»:Podium

zum
Them

a
Arztgeheim

nisund
Gesundheitsw

esen,Bahnhof
Restauration

Luzern

Einladung
Agenda

AZ
B,
PF
31
,L
uz
er
n
4 W

aspassiertm
itunseren

Patientendaten?W
o
bleibtunsereIntim

sphäre?
Können

wirnoch
bestim

m
en,werwasüberunserfährt?

DieFrauenzentraleLuzernlädtherzlicheinzurPodiumsdiskussion

«DergläserneMensch»
ArztgeheimnisundGesundheitswesen,DatenschutzundDatentransparenz
Sam

stag,30.Oktober2004,10.00bis12.00
Uhr,Bahnhof-Restauration

Luzern

ReferentInnen
und

Diskussionsteilnehm
erInnen:

M
arkusDürr,Regierungsrat;ChristineZem

pGsponer,Rechtsanwältin;OttiliaLütolf
Elsener,Fachärztin

FM
H;Am

édéo
W
erm

elinger,Datenschutzbeauftragter;M
ichael

Baum
er,

Inform
atik-Ingenieur

ETH;
Helene

Ulrich,
Beraterin

Patientenstelle
Zentralschweiz.

Anm
eldungbis20.Oktoberan

luzern@frauenzentrale.ch
oderFax0412110033.

Ein
Unkostenbeitragvon

Fr.30.−wirdzu
Beginn

derVeranstaltungeingezogen.


